
 

Satzung des Schützenverein Fürfeld 1972 e.V. 

 

§ 1 Name, Sitz, Geschäftsjahr 

1. Der am 27.05.72 in Fürfeld gegründete Schützenverein führt den Namen 
„Schützenverein Fürfeld 1972 e.V.“ 

2. Der Verein hat seinen Sitz in 55546 Fürfeld, Außerhalb 1. Er ist beim Amtsgericht 
Bad Kreuznach unter der Nummer 577 in das Vereinsregister eingetragen. 
 

3. Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 
 

§ 2 Zweck des Vereins 
 

1) Der Verein pflegt und fördert den Schießsport und nimmt an Sportveranstaltungen 
teil. Der Verein versucht seine Ziele durch die Pflege aller im Verein möglichen 
Sportarten, durch traditionelle Veranstaltungen und die Erhaltung des 
Schützenbrauchtums zu erreichen. Besonderes Anliegen ist dabei die Förderung 
Jugendlicher. 
 

2) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne 
des Abschnittes „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. Zweck des 
Vereins ist die Förderung des Sports im Sinne des § 52 Abs.1 Nr. 21 AO. 
 

3) Der Verein ist selbstlos tätig, er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche 
Zwecke. 
 

4) Mittel des Vereins dürfen nur für satzungsgemäße Zwecke verwendet werden. Die 
Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. 
 

5) Der Verein ist politisch, religiös und in Bezug auf die ethnische Herkunft neutral. 
Der Verein tritt rassistischen, diskriminierenden und verfassungsfeindlichen 
Bestrebungen sowie jeder Form von Gewalt, unabhängig davon, ob sie körperlicher, 
seelischer oder sexueller Art ist, entschieden entgegen. 
 

6) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder 
durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 
 

§ 3 Mitgliedschaft in Verbänden 
 

1. Der Verein ist Mitglied in den Sportverbänden und Sportbünden, die für die im Verein 
betriebenen Sportarten zuständig sind. Die Mitgliedschaften sind in Anlage I 
aufgelistet. 
 

2. Der Verein kann jederzeit weiteren Verbänden beitreten und betreibt alle Sportarten 
nach den Regeln der Sportverbände, denen er angehört. 
 

§ 4 Erwerb der Mitgliedschaft 
 
1. Mitglied des Vereins kann jede natürliche und juristische Person werden. 

 
2. Die Mitgliedschaft muss schriftlich beim 1.Vorsitzenden beantragt werden. Bei 

Minderjährigen bedarf es der Unterschrift des gesetzlichen Vertreters. Bei juristischen 
Personen muss der Antrag von der vertretungsberechtigten Person gestellt werden. 
Über die Aufnahme entscheidet der Vorstand.  



 

 
3. Für jedes neue Mitglied gilt eine Probezeit von einem Jahr. Erhält das neue Mitglied 

nach Ablauf der Probezeit keinen ablehnenden Bescheid, wird es automatisch 
Vollmitglied. Die Mitgliedschaft beginnt mit dem Aufnahmedatum der 
Probemitgliedschaft. 
 

4. Über die Ablehnung eines Mitglieds entscheidet der Vorstand vier Wochen vor Ablauf 
der Probezeit mit einfacher Stimmenmehrheit. Dem Mitglied ist die Entscheidung über 
die Ablehnung der Aufnahme schriftlich mitzuteilen. Die Ablehnung erfolgt mit 
Begründung.  
 

5. Bis zum Ablauf der Probezeit ist die Übernahme eines Amtes im Verein 
ausgeschlossen. 
 

6.  Ein Aufnahmeanspruch besteht nicht.  
 

7. Mit dem Erwerb der Mitgliedschaft erkennt jedes Mitglied die Satzung, die Ordnungen 
und die Beschlüsse der Organe des Vereins an. Das Mitglied erklärt sich damit 
einverstanden, dass die im Zusammenhang mit der Mitgliedschaft benötigten 
personenbezogenen Daten unter Berücksichtigung der Vorgaben des 
Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) und der Datenschutzgrundverordnung 
(DSGVO), per EDV für den Verein erhoben, verarbeitet und genutzt werden, auch mit 
Hilfe einer Auftragsdatenverarbeitung. Weitere Einzelheiten regeln § 22 und die 
Datenschutzinformation für Mitglieder beim Schützenverein Fürfeld 1972 e.V. Ohne 
dieses Einverständnis kann eine Mitgliedschaft zum Verein nicht begründet werden.  

 
8. Jedes Mitglied ist verpflichtet, dem Verein Änderungen seiner Daten unverzüglich 

mitzuteilen. Eintretende Mitglieder erteilen dem Verein zusammen mit dem 
Aufnahmeantrag ein SEPA-Lastschriftmandat. 

 
9. Verdiente Mitglieder können auf Vorschlag des Vorstandes durch Beschluss der 

Mitgliederversammlung zum Ehrenmitglied ernannt werden. 
 
§ 5 Beendigung der Mitgliedschaft 

 
1. Die Mitgliedschaft erlischt durch Tod, Austritt, Ausschluss und bei einem Widerspruch 

gegen § 4 Abs. 7. 
 

2. Der Austritt aus dem Verein ist nur zum Ende eines Kalenderjahres unter Einhaltung 
einer Frist von 1 Monat zulässig. Die Kündigung bedarf der Schriftform. 

 
3. Ein Mitglied kann mit einfacher Stimmenmehrheit vom Vorstand aus dem Verein 

ausgeschlossen werden: 
 
a. wegen Nichterfüllung satzungsgemäßer Verpflichtungen oder Missachtung von 

Anordnungen der Organe des Vereins, 
 

b. wegen Nichtzahlung von Beiträgen oder Gebühren trotz Mahnung, 
 

c. wegen eines schweren Verstoßes gegen die Interessen des Vereins oder groben 
unsportlichen Verhaltens, 
 

d. wegen unehrenhafter Handlungen. 
 



 

4. Bei Ausschlüssen nach a., c. und d. ist dem Mitglied vorher die Gelegenheit zur 
Anhörung oder schriftlichen Stellungnahme zu geben. Ausschlüsse nach b. erfolgen 
ohne Anhörung und ohne dass dagegen Rechtsmittel eingelegt werden können.  
 

5. Der Ausschluss ist mit Begründung und Angabe der Rechtsmittel auszusprechen und 
durch eingeschriebenen Brief zuzustellen.  

 
6. Bei Ausschluss besteht kein Anspruch auf eine ganze oder teilweise Rückerstattung 

des Mitgliedsbeitrags für das Jahr, in dem die Mitgliedschaft endet. Ein Ende der 
Mitgliedschaft entbindet nicht von der Verpflichtung, noch ausstehende Zahlungen zu 
leisten. 

 
 § 6 Aufnahmegebühr 
 

1. Von jedem eintretenden Mitglied wird eine Aufnahmegebühr erhoben. Die 
Aufnahmegebühr wird von der Mitgliederversammlung festgelegt.  
 

2. Die Aufnahmegebühr kann für Familien und bestimmte Personengruppen durch 
Beschluss der Mitgliederversammlung unterschiedlich hoch sein. 

 
3. Die Aufnahmegebühr kann vom Vorstand bei bestimmten Ereignissen oder 

Veranstaltungen zur Mitgliederwerbung zeitweise ausgesetzt werden. 
 

4. Die Höhe der Aufnahmegebühr wird in der Beitrags- und Gebührenordnung 
veröffentlicht. Sie ist eintretenden Mitgliedern mit dem Aufnahmeantrag 
bekanntzugeben. Die Aufnahmegebühr ist spätestens 4 Wochen nach Bestätigung 
der Aufnahme fällig. Die Aufnahmegebühr wird im Lastschriftverfahren nach 
Fälligkeit eingezogen. 

      
§ 7 Mitgliedsbeiträge 

  
1. Die Mitglieder haben, auch bei der Probemitgliedschaft, den von der 

Mitgliederversammlung festgelegten Jahresbeitrag zu zahlen. Ehrenmitglieder sind 
vom Jahresbeitrag befreit. 

 
2. Die Mitgliedsbeiträge können für Familien und bestimmte Personengruppen durch 

Beschluss der Mitgliederversammlung unterschiedlich hoch sein. 
 
3. Der Verein führt für jedes Mitglied ein Beitragskonto, über das gegenseitige 

Forderungen abgerechnet werden. Der Jahresbeitrag und die Gebühren, z.B. für 
einen Ausweis oder ein Bedürfnis, werden in der Beitrags- und Gebührenordnung 
bekannt gegeben. 

 
4. Mitgliedsbeiträge werden erstmalig vier Wochen nach Bestätigung der Aufnahme 

und danach jeweils im folgenden Geschäftsjahr fällig. Mitgliedsbeiträge und 
Gebühren werden im Lastschriftverfahren nach Fälligkeit eingezogen. Eine 
Restschuld ist beim Ausscheiden eines Mitgliedes sofort fällig. 

 
§ 8 Umlage 

 
1. Eine Umlage ist die Verpflichtung zu einer außerordentlichen, von den 

Mitgliedsbeiträgen unabhängigen, einmaligen Zahlung. Ehrenmitglieder sind von der 
Zahlung der Umlage befreit.  
 



 

2. Wenn es die wirtschaftliche Situation des Vereins erfordert, kann die 
Mitgliederversammlung mit einer 2/3 Mehrheit der anwesenden stimmberechtigten 
Mitglieder eine Umlage beschließen. 
 

3. Die Gründe für die Notwendigkeit hat der Vorstand der Mitgliederversammlung 
anhand von Daten und Fakten ausführlich schriftlich darzulegen. 

4. Die Höhe der Umlage darf dabei höchstens der Höhe des aktuellen Jahresbeitrags 
des jeweiligen Mitglieds entsprechen. 
 

5. Der Zeitabstand von Umlage zu Umlage muss mindestens drei Jahre betragen. 
 

6. Bei existentieller Gefährdung des Vereins kann die Mitgliederversammlung von § 8 
Abs. 5 einmalig abweichen, wenn die Mitgliederversammlung dies mit den Stimmen 
der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder einstimmig beschließt. Die Gründe 
für die Notwendigkeit hat der Vorstand der Mitgliederversammlung anhand von 
Daten und Fakten, testiert von einem Steuerberater, ausführlich schriftlich 
darzulegen. 

 
§ 8a Helferstunden 

 
1. Jedes aktive Mitglied muss im Kalenderjahr mindestens 12 Helferstunden leisten. 

Aktive Mitglieder unter 18 und über 65 Jahren, sowie Schwerbehinderte ab einen 
Behinderungsgrad von 50 %, sind von dieser Pflicht befreit. Der Grad der 
Behinderung muss durch einen Behindertenausweis nachgewiesen werden. 

 
2. Als aktives Mitglied wird eingestuft, wer am Schießbetrieb des Vereins teilnimmt.  

 
3. Überzählig geleistete Stunden kommen dem Verein zu Gute und können nicht in das 

neue Jahr übertragen werden. 
 

4. Für jede nicht erbrachte Helferstunde ist Anfang des nächsten Geschäftsjahres ein 
finanzieller Ausgleich in Höhe des jeweiligen gesetzlichen Mindestlohnes zu zahlen. 
Diese Ausgleichszahlungen werden im Lastschriftverfahren nach Fälligkeit 
eingezogen. 

 
5. Anzurechnende Arbeitsleistungen sind: Zeiten des angekündigten Arbeitseinsatzes, 

Zeiten als verantwortliche Standaufsicht, Thekendienst, Küchendienst, sowie 
Arbeitszeiten bei schriftlich angekündigten Veranstaltungen des Vereins, die mit der 
Absicht der Erzielung von Einnahmen durchgeführt werden. 

 
6. Zusätzliche Leistungen werden anerkannt, wenn der Vorstand diese mit einfacher 

Mehrheit beschließt. Zeiten für An -und Abfahrten zählen nicht zu den anrechenbaren 
Zeiten. Anzurechnende Arbeitsleistungen sind für jedes Mitglied zu dokumentieren. 
 

7. Das vertretungsweise Erbringen der Arbeitsstunden durch andere Mitglieder ist 
zulässig. Der finanzielle Ausgleich ist dabei untereinander zu regeln. 

 
8. Die Mitgliederversammlung kann mit einfacher Mehrheit beschließen, den § 8a für 

das jeweils laufende Geschäftsjahr auszusetzen. 
 

§ 8b Standgebühren 
 

1. Für die Benutzung der Schießstände werden von den Mitgliedern Standgebühren 
erhoben. Dafür werden den Mitgliedern verschiedene Jahreskarten angeboten. 
 



 

2. Die Gebühren für die Jahreskarten werden am Jahresanfang für das laufende 
Geschäftsjahr in Rechnung gestellt und im SEPA-Lastschriftverfahren eingezogen. 

 
3. Mitglieder ohne Jahreskarte zahlen eine Standgebühr pro Schießtag. Die Abrechnung 

erfolgt nach Ablauf des Geschäftsjahres. Die Gebühren werden am Jahresanfang des 
Folgejahres in Rechnung gestellt und im SEPA-Lastschriftverfahren eingezogen. 
 

4. Gäste zahlen Gastgebühren für die Nutzung der Anlage gemäß Gebührenordnung. 
Die Abrechnung erfolgt nach Beendigung des Schießbetriebs. 
 

5. Die Höhe der jeweiligen Gebühren nach § 8 b werden von der 
Mitgliederversammlung festgesetzt. Die Gebühren werden in der Beitrags- und 
Gebührenordnung bekannt gegeben. 
 

6. Der Mitgliederversammlung kann mit einfacher Mehrheit beschließen, den § 8b für 
das jeweils laufende Geschäftsjahr auszusetzen. 

 
§ 9 Stimmrecht und Wählbarkeit 

 
1. Stimmberechtigt sind alle Mitglieder vom 16. Lebensjahr an. Jüngere Mitglieder 

können an der Mitgliederversammlung, Abteilungsversammlungen und 
Jugendversammlung teilnehmen. Als Vorstandsmitglieder sind Mitglieder vom 
vollendeten 18. Lebensjahr an wählbar. 

 
2. Ein Mitglied ist nicht stimmberechtigt, wenn Bestimmungen dieser Satzung und der 

Ordnungen dem entgegenstehen. 
 

§ 10 Vereinsorgane 
 
Organe des Vereins sind 

 
1. Die Mitgliederversammlung 

 
2. Der Vorstand 

 
§ 11 Mitgliederversammlung 
 
1. Oberstes Organ ist die Mitgliederversammlung. 

 
2. Eine ordentliche Mitgliederversammlung (Jahreshauptversammlung) findet in jedem Jahr 

statt. Die Einberufung muss mindestens zwei Wochen vorher durch den 1. Vorsitzenden 
allen Mitgliedern per einfachen Brief oder per E-Mail und auf der Homepage des Vereins 
bekannt gegeben werden. 
 

3. Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist innerhalb einer Frist von zwei Wochen 
mit entsprechender Tagesordnung einzuberufen, wenn es: 
 
a. der Vorstand beschließt, oder 
b. 10 % der stimmberechtigten Mitglieder unter Angabe von Gründen mit 

Unterschrift beim 1. Vorsitzenden beantragt hat. 
 

4. Mit der Einberufung der ordentlichen Mitgliederversammlung ist die Tagesordnung 
mitzuteilen. Diese muss folgende Punkte enthalten: 

 
a. Feststellung der Beschlussfähigkeit, 

 



 

b. Genehmigung des Protokolls der letzten Mitgliederversammlung, 
 

c. Beschlussfassung über vorliegende Anträge, 
 

d. Bericht des Vorstandes, 
 

e. Kassenbericht und Bericht der Kassenprüfer, 
 

f. Entlastung des Vorstandes, 
 

g. Wahl des Vorstandes, wenn erforderlich, 
 

h. Wahl der Kassenprüfer, wenn erforderlich, 
 

i. Beratung und Genehmigung des Haushaltplanes, 
 

j. Festsetzung der Aufnahmegebühren, Mitgliedsbeiträge und Gebühren, 
 

k. Festsetzung nach den §§ 8a Abs.8 und 8b Abs.5 & 6 
 

l. Verschiedenes. 
 

5. Jede Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen 
Mitglieder beschlussfähig. 
 

6. Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder 
per Akklamation gefasst. Stimmengleichheit gilt als Ablehnung. 
 

7. Wahlen in den Mitgliederversammlungen erfolgen nur dann geheim, wenn ein 
anwesendes stimmberechtigtes Mitglied dies beantragt und die Mitgliederversammlung 
mit einfacher Mehrheit zustimmt. 
 

8. In den Mitgliederversammlungen kann nur über die aufgenommenen 
Tagesordnungspunkte abgestimmt und beschlossen werden. Anträge zur Tagesordnung 
müssen schriftlich mindestens 8 Tage vor der Mitgliederversammlung beim 1. 
Vorsitzenden eingegangen sein. 
 

9. Dringlichkeitsanträge dürfen nur behandelt werden, wenn die Mitgliederversammlung mit 
2/3 Mehrheit beschließt, dass sie als Tagesordnungspunkte aufgenommen werden. 
 

10. Bei Neuwahlen des Vorstandes können nur anwesende Mitglieder gewählt werden, es 
sei denn, das abwesende Mitglied hat sich gegenüber dem Vorstand schriftlich zur 
Übernahme eines Vorstandsamtes bereit erklärt. 

 
§ 12 Satzungsänderungen 

 
1. Anträge auf Satzungsänderungen müssen in der Tagesordnung aufgenommen sein.  

 
2. Bei Abstimmungen über Änderungen oder Neufassungen der Satzung ist eine ¾ -

Mehrheit erforderlich. 
 

3. Die Abstimmung erfolgt nur dann geheim, wenn die Mehrheit der anwesenden 
stimmberechtigten Mitglieder dies beantragen. 
 

4. Anträge auf Satzungsänderungen sind allen Mitgliedern mit der Einladung zur 
Mitgliederversammlung zu übersenden. 



 

5. Bei einer Neufassung der Satzung erfolgt kein Versand. Der Satzungsentwurf wird 
mindestens drei Wochen in ausreichender Anzahl vor der Mitgliederversammlung im 
Schützenhaus ausgelegt und kann dort eingesehen oder abgeholt werden. 
 

§ 13 Vorstand  
 
1. Der Vorstand besteht aus: 

 
a. dem 1. Vorsitzenden, 

 
b. dem stellvertretenden Vorsitzenden, 

 
c. dem 1. Schatzmeister, 

 
d. dem stellvertretenden Schatzmeister, 

 
e. dem 1. Schriftführer, 

 
f. dem stellvertretenden Schriftführer, 

 
g. dem Sportleiter, 

 
h. dem Jugendleiter, 

 
i. dem Platzmeister, 

 
j. dem Pressesprecher 

 
k. und 2 Beisitzern. 

 
2. Die Vorstandsmitglieder werden von der Mitgliederversammlung gewählt. Die 

Wahlperioden sind in § 19 festgelegt. 
 

3. Der Vorsitzende und sein Stellvertreter sind Vorstand im Sinne des § 26 BGB. Sie 
vertreten den Verein gerichtlich und außergerichtlich und sind allein 
vertretungsberechtigt. Im Innenverhältnis wird der stellvertretende Vorsitzende nur bei 
Verhinderung des 1. Vorsitzenden tätig. 

 
4. Jedes Vorstandsmitglied hat auch bei einer Doppelfunktion nur eine Stimme. 

 
5. Jedes Vorstandsmitglied ist im Rahmen seines Ressorts alleine verantwortlich. 

 
6. Der 1. Vorsitzende leitet den Verein. Ihm obliegt die Geschäftsführung. Er beruft die 

Sitzungen des Vorstandes und der Mitgliederversammlung ein und leitet diese. Er 
erledigt die laufenden Geschäfte, bereitet die Vorstandssitzungen und 
Mitgliederversammlungen vor und führt deren Beschlüsse aus. 

 
7. Die Einberufung von Vorstandssitzungen erfolgt unter Angabe der Tagesordnung 

durch den 1.Vorsitzenden. Sie muss 1 Woche vorher erfolgen. In dringenden Fällen 
kann die Frist auch unterschritten werden. 
 

8. Der Vorstand erstellt eine Geschäfts -und Finanzordnung, die der Zustimmung der 
Mitgliederversammlung mit 2/3 Mehrheit bedarf. 

 
9. Sofern die Satzung nichts Anderes festlegt, fasst der Vorstand seine Beschlüsse mit 

einfacher Stimmenmehrheit. Stimmengleichheit gilt als Ablehnung. Enthaltungen 



 

werden bei der Berechnung der Stimmenmehrheit nicht mitgerechnet. Der Vorstand 
ist beschlussfähig, wenn mindestens fünf Vorstandsmitglieder anwesend sind. Alle 
Beschlüsse sind zu protokollieren. 

 
10. Beschlüsse mit Außenwirkung müssen vom Vorstand mit 2/3 Mehrheit gefasst 

werden. Bei solchen Beschlüssen müssen 2/3 der Vorstandsmitglieder anwesend 
sein. 

 
11. Beschlüsse, die der Zustimmung der Mitgliederversammlung bedürfen sind: 

 
a. Baumaßnahmen mit finanziellem Aufwand, die über den Rahmen der verfügbaren 

Mittel hinausgehen. 
 

b. das Eingehen finanzieller Verpflichtungen, die über den Rahmen der verfügbaren 
Mittel hinausgehen. 

 
c. Investitionen, die über den Rahmen der verfügbaren Mittel hinausgehen. 

 
d. die Aufnahme von Krediten oder Darlehen. 

 
e. Verfügbare Mittel = positiver Kontostand + positiver Barkassenbestand, 

abzüglich der Summe finanzieller Verpflichtungen aus Miet- und Kaufverträgen, 
abzüglich der Summe der fixen Betriebskosten des vorherigen Geschäftsjahres. 
 

12. Der Vorstand erstellt in jedem Jahr vor Ablauf des laufenden Geschäftsjahres einen 
Haushaltsplan für das folgende Geschäftsjahr. Der Haushaltsplan wird der 
Mitgliederversammlung zur Beratung und Genehmigung vorgelegt. Abweichungen 
vom genehmigten Haushaltplan sind nur in äußerst dringenden Fällen zulässig und 
müssen in der nächsten Mitgliederversammlung ausführlich begründet werden.  

 
13. Im Bedarfsfall kann der Vorstand bis zur nächsten Mitgliederversammlung Um- bzw. 

Neubesetzungen im Vorstand vornehmen. Die Bestätigung durch die nächste 
Mitgliederversammlung ist erforderlich. 

 
14. Der Vorstand kann Entscheidungen über entgeltliche Vereinstätigkeiten nach § 3 Nr. 

26 EStG treffen, wenn die haushaltsrechtlichen Möglichkeiten gegeben sind. Die 
dazu notwendigen Verträge können vom Vorstand geschlossen, geändert oder 
gekündigt werden.  
 

15. Für Spenden können Spendenquittungen ausgestellt werden. Diese sind vom 1. 
Vorsitzenden und dem 1. Schatzmeister gemeinsam zu unterschreiben. 

 
§ 14 Ausschüsse 
 
1. Der Vorstand kann Ausschüsse bilden und berufen, die zur Bearbeitung bestimmter 

Aufgaben mit qualifizierten Mitgliedern zu besetzen sind. 
 

2. In den Ausschüssen wählen die Ausschussmitglieder einen Vorsitzenden, der die 
Sitzungen einberuft und leitet, sowie einen Schriftführer. Alle Beschlüsse sind zu 
protokollieren. 
 

3. Ausschüsse haben ausschließlich eine beratende Funktion. Die Vorsitzenden der 
Ausschüsse berichten regelmäßig dem Vorstand und erstellen einen schriftlichen 
Abschlussbericht. 

 



 

4. Mitglieder des Vorstandes können an allen Ausschusssitzungen teilnehmen und 
beratend mitarbeiten. 

 
 
 15 Abteilungen und Sparten 

 
1. Zur Durchführung der Aufgaben des Vereins bestehen für die jeweiligen Sportarten 

eigene Abteilungen oder Sparten für unterschiedliche Disziplinen. 
 

2. Der gesamte Sportbetrieb in den einzelnen Sportarten wird in den jeweiligen 
Abteilungen oder Sparten durchgeführt. 

 
3. Jeder Sportbereich wird von einer Abteilungsleitung oder Spartenleitung geleitet, die 

dem Vorstand für die ordnungsgemäße Durchführung des Sportbetriebes und bei 
Veranstaltungen verantwortlich ist. 

 
4. Die Abteilungsleitungen und Spartenleitungen werden in den Versammlungen der 

jeweiligen Abteilung oder Sparte im Vorstandswahljahr gewählt. 
 

5. Der Vorstand kann weitere Abteilungen oder Sparten einrichten, vorhandene 
zusammenlegen oder auflösen. 

 
§ 16 Kassenprüfer 
 
1. Die Kassenprüfer des Vereins werden von der Mitgliederversammlung für die Dauer 

von jeweils zwei Jahren gewählt. 
 

2. Die Kassen des Vereins werden von den gewählten Kassenprüfern jährlich, 
rechtzeitig vor der nächsten Mitgliederversammlung, geprüft. Sie erstatten in der 
Mitgliederversammlung den Prüfbericht und beantragen die Entlastung des 
Schatzmeisters. 

 
3. Abteilungskassen können eigerichtet werden. Alle Abteilungskassen sind zum Ende 

des Geschäftsjahres mit dem 1. Schatzmeister des Vereins abzurechnen. 
 

4. Der Vorstand kann die Kassenprüfer jederzeit beauftragen Zwischenprüfungen 
vorzunehmen. 

 
5. Die Kassenprüfer dürfen nicht dem Vorstand angehören. 

 
§ 17 Maßregelungen 
 
1. Gegen Mitglieder, die gegen die Satzung oder gegen Anordnungen von Organen des 

Vereins verstoßen, können vom Vorstand folgende Maßnahmen verhängt werden: 
 
a. Verweis, 

 
b. strenger Verweis, 

 
c. zeitlich begrenztes Verbot der Teilnahme am Sportbetrieb und den 

Veranstaltungen des Vereins. 
 
2. Dem Mitglied ist vorher Gelegenheit zur Anhörung oder schriftlichen Stellungnahme 

zu geben. 
 



 

3. Maßregelungen sind mit Begründung und Angabe der Rechtsmittel auszusprechen 
und durch eingeschriebenen Brief mitzuteilen. 

 
4. Bei unsportlichem Verhalten gelten auch die jeweils gültigen Schießstandrichtlinien 

der jeweiligen Verbände für Maßregelungen. 
 

§ 18 Protokollierung der Beschlüsse 
 

Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung, die Sitzungen des Vorstandes, der 
Abteilungs- und Spartenversammlungen und der Ausschüsse ist jeweils ein Protokoll 
anzufertigen, das vom Versammlungsleiter und dem Schriftführer zu unterzeichnen 
ist. 

 
§ 19 Wahlperioden 
 
1. Die Mitglieder des Vorstands, einschließlich der Abteilungs- /Spartenleiter werden für 

die Dauer von jeweils vier Jahren gewählt. 
 

2. Vorstandsmitglieder, die wegen 
 

a.  einer unbesetzten Position, 
 

b.  dem Rücktritt oder Ausscheiden eines Vorstandsmitglieds, 
 

c. einer Neu- oder Umbesetzung, 
 

vom Vorstand gewählt und eingesetzt werden, sind nur bis zum Ende der restlichen 
Amtszeit gewählt und eingesetzt. Sie müssen in der nächstfolgenden 
Mitgliederversammlung betätigt werden. Werden diese Vorstandsmitglieder von der 
Mitgliederversammlung nicht bestätigt, dürfen sie nicht mehr erneut nach § 19 Abs. 2 
vom Vorstand gewählt und eingesetzt werden.  
 

3. Die Wiederwahl nach § 19 Abs. 1 ist zulässig. 
 

4. Kassenprüfer werden für zwei Jahre gewählt. Die Wiederwahl ist zulässig. 
 

§ 20 Rechtsmittel 
 
1. Gegen einen Ausschluss nach § 5, ausgenommen zu § 5 Abs. 3b, sowie gegen 

Maßregelungen nach § 17 ist der Einspruch zulässig. Dieser ist beim 1. Vorsitzenden 
schriftlich, innerhalb zwei Wochen eingehend, begründet einzureichen. 
 

2. Über einen Einspruch bei Maßregelungen entscheidet der Vorstand. 
 

3. Über den Einspruch bei Ausschluss entscheidet ein Ausschuss aus drei zufällig 
ausgewählten Ehrenmitgliedern. Gegen diese Entscheidungen ist kein Einspruch 
möglich. 

 
§ 21 Haftung 
 
1. Der Verein haftet nicht für Schäden oder Verlust von Sportgeräten oder 

Gegenständen seiner Mitglieder, es sei denn, der Schaden wurde durch Vorsatz oder 
grobe Fahrlässigkeit des Vereins oder seiner Beauftragten verursacht.  
 

2. Die Mitglieder haften für Beschädigungen an vereinseigenen Sportanlagen und 
Sportgeräten. Der Abschluss und die Aufrechterhaltung einer entsprechenden 



 

Haftpflichtversicherung muss für Mitglieder, die nach Verabschiedung dieser Satzung 
aufgenommen werden, nachgewiesen werden. 

 
3. Der Verein verpflichtet sich eine Organhaftpflichtversicherung abzuschließen und 

aufrechtzuerhalten.  
 

§ 22 Datenschutz 
 
1. Der Verein erhebt, verarbeitet und nutzt personenbezogene Daten seiner Mitglieder zur 

Erfüllung der Zwecke und Aufgaben des Schützenverein Fürfeld 1972 e.V. Hierbei werden 
unter Beachtung der Vorgaben der EU-Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) und des 
Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) personenbezogene Daten über persönliche und 
sachliche Verhältnisse der Mitglieder des Vereins unter Einsatz von 
Datenverarbeitungsanlagen (EDV) verarbeitet. Die personenbezogenen Daten werden 
dabei durch geeignete technische und organisatorische Maßnahmen vor der unbefugten 
Kenntnisnahme Dritter geschützt.  

 
2. Über die genaue Datenerhebung und Datenverarbeitung gibt die „Datenschutzinformation 

für Mitglieder beim Schützenverein Fürfeld 1972 e.V.“ Auskunft, die nach den jeweils 
aktuellen Vorschriften der EU-Datenschutz-Grundverordnung und des 
Bundesdatenschutzgesetzes angepasst wird. Wir behalten uns das Recht vor, unsere 
Sicherheits- und Datenschutzmaßnahmen zu verändern, soweit dies wegen der 
technischen Entwicklung und/oder durch Gesetzesänderungen erforderlich wird. Die 
jeweils aktuelle Fassung der „Datenschutzinformation für Mitglieder beim Schützenverein 
Fürfeld 1972e.V.“ ist auf der Homepage sowie durch Aushang am „Schwarzen Brett“ 
veröffentlicht.  

 
3. Durch ihre Mitgliedschaft und die damit verbundene Anerkennung dieser Satzung und der 

„Datenschutzinformation für Mitglieder beim Schützenverein Fürfeld 1972 e.V.“ stimmen 
die Mitglieder der Erhebung, Verarbeitung (Speicherung, Veränderung, Übermittlung) und 
Nutzung ihrer personenbezogenen Daten zu. Eine anderweitige, über die Erfüllung seiner 
satzungsgemäßen Aufgaben und Zwecke hinausgehende Datenverarbeitung ist dem 
Schützenverein Fürfeld 1972 e.V. nur erlaubt, sofern er aus gesetzlichen Gründen hierzu 
verpflichtet ist oder die Mitglieder im Vorfeld über die Zweckänderung informiert.  

 
4. Ein Datenverkauf ist nicht statthaft.  

 
5. Näheres wird in der Datenschutzinformation für Mitglieder beim Schützenverein 

Fürfeld 1972 e.V. geregelt. 
 

§ 23 Gerichtsstand 
 

Für alle im Zusammenhang mit der Satzung oder sonstiger Vereinstätigkeiten 
auftretenden Auseinandersetzungen ist der Gerichtsstand Bad Kreuznach. 

§ 24 Auflösung des Vereins 

1. Die Auflösung des Vereins kann nur in einer außerordentlichen 
Mitgliederversammlung beschlossen werden. Auf der Tagesordnung dieser 
Mitgliederversammlung darf nur der Punkt „Auflösung des Vereins“ stehen. 
 

2. Die Einberufung einer solchen Mitgliederversammlung darf nur erfolgen, wenn es 
 



 

a. der Vorstand mit einer Mehrheit von Dreivierteln aller seiner Mitglieder 
beschlossen hat, oder 
 

b. von Zweidritteln der stimmberechtigten Mitglieder des Vereins schriftlich gefordert 
wurde. 
 

3. Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens 50 % der 
stimmberechtigten Mitglieder anwesend sind. Die Auflösung kann nur mit einer 
Mehrheit von 3/4 der erschienenen stimmberechtigten Mitglieder beschlossen 
werden. Die Abstimmung ist namentlich vorzunehmen. Sollten bei der ersten 
Versammlung weniger als 50 % der stimmberechtigten Mitglieder anwesend sein, ist 
eine zweite Versammlung einzuberufen, die dann mit einer Mehrheit von 2/3 der 
anwesenden stimmberechtigten Mitglieder beschlussfähig ist. 
 

4. Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall seines bisherigen Zweckes fällt das 
Vermögen an die Ortsgemeinde Fürfeld, die es unmittelbar und ausschließlich für 
gemeinnützige Zwecke (zur Förderung des Sports) zu verwenden hat. 
 

§ 25 Salvatorische Klausel 
 
1. Sollten einzelne Bestimmungen dieser Satzung ganz oder teilweise unwirksam sein 

oder sich als undurchführbar herausstellen, oder nach deren Beschluss ganz oder 
teilweise unwirksam oder undurchführbar werden, so bleibt die Wirksamkeit der 
übrigen Bestimmungen davon unberührt. An die Stelle der unwirksamen oder 
undurchführbaren Bestimmung tritt dann vorläufig diejenige wirksame und 
durchführbare Bestimmung, die dem ursprünglichen Zweck der unwirksamen oder 
undurchführbaren Bestimmung am nächsten kommt. 

 
2. Sobald der Vorstand Kenntnis erlangt, dass eine oder mehrere Bestimmungen der 

Satzung unwirksam oder undurchführbar i. S. v. Abs. 1 ist, ist er verpflichtet, einen 
Vorschlag zur Satzungsänderung zu erarbeiten, der diese Bestimmungen entfernt 
oder durch wirksame Bestimmungen ersetzt. 
 

3. Der Vorstand wird ermächtigt, vorläufige Satzungsänderungen selbständig 
vorzunehmen, die aufgrund von Einwendungen des zuständigen Amtsgerichts oder 
des Finanzamts notwendig werden. Der Vorstand entscheidet über eine solche 
Satzungsänderung mit einfacher Stimmenmehrheit. 
 

4. Vorschläge zur Satzungsänderung nach Abs. 2 müssen spätestens auf der nächsten 
ordentlichen Mitgliederversammlung zur Bestätigung vorgelegt werden. 

 
5. Vorläufige Satzungsänderungen nach Abs. 3 müssen spätestens drei Monate nach 

deren Beschluss auf einer außerordentlichen Mitgliederversammlung zur Bestätigung 
vorgelegt werden. Sollte die Mitgliederversammlung die Bestätigung einer vorläufigen 
Satzungsänderung nach Abs. 3 verweigern, bleiben die bis dahin auf dieser 
Grundlage getroffenen Entscheidungen des Vorstands dennoch gültig. 

 
§ 26 Inkrafttreten der Satzung 
 

Diese Satzung tritt auf Beschluss der Gründungsversammlung vom 27.05.1972 in 
Kraft. Geändert und genehmigt durch die Mitgliederversammlung vom 24.03.1976. 
Neufassung genehmigt durch die Mitgliederversammlung vom 06.09.2025 
 
Vorstand Schützenverein Fürfeld 1972 e.V. 

 


